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beſtimmten Strafgeſetze in unbeſtimmte fidh verwandeln und

Von dem richterlichen Ermeſſen .

Bei der Regulirung des richterlichen Ermeſſens und der

Anordnung des Verhältniſſes des Richters zum Straf⸗

geſetze und zur Anwendung deſſelben wurde es nothwen⸗

dig , die Rückſicht , daß die Wirkſamkeit des Strafgeſetzes

vorzüglich auch durch die Beſtimmtheit deſſelben und die

Gleichförmigkeit der Rechtsanwendunggarantirt wird , mit

der Forderung zweckmäßig zu verbinden , daß die Richter
in den Stand geſetzt werden , die Strafe im einzelnen Falle

ſo zu erkennen , wie ſie der Größe der Verſchuldung des

Falles entſpricht , daß aber hiezu eine Erweiterung des rich⸗

terlichen Ermeſſens gehört , weil es unmöglich iſt , daß der

Geſetzgeber bei der Strafdrohung alle Combinationen der

Verſchuldung voraus erkennt , und weil ſonſt durch häufige

Begnadigungen die Fehler des Geſetzes und die Härte
der richterlichen Ausſprüche verbeſſert werden müſſen , da⸗

durch aber das Anſehen und die Kraft der Strafgeſetze

leicht untergraben wird . Aus der erſten Rückſicht floß
der Grundſatz ,daß man dem Gerichte nicht eine allge⸗
meine Ermächtigung geben könne , in Fällen , wo wegen

der Menge und Wichtigkeit der Milderungsgründe ſelbſt das

gedrohte Minimum außer Verhältniß mit der Verſchuldung

ſteht , unter dieſes Minimum herabzugehen . Man mußte

beſorgen , daß durch eine ſolche Ermächtigung auch die

wegen der Unmöglichkeit , im Geſetzbuche alle Milderungs⸗

gründe aufzuzählen , die Richter oft durch Gründe , die auf

die Rechtsanwendung keinen Einfluß tben dürfen , zu einer

übertriebenen Nachſicht ſich verleiten laſſen möͤchten. Man |

durfte ferner niht unberückſichtigt laſſen , daß durch die Er⸗
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theilung einer ſolchen Ermächtigung eigentlich jede geſetzliche
Schranke vernichtet , oder , wenn man das Recht des Richters ,
unter das niedrigſte Maaß herabzugehen , geſetzlich normiren

wollte , der Sache nach ein zweifaches Minimum ange⸗
ordnet würde . Man glaubte , daß durch eine zweckmäßige
Strafbrohung , bei welcher das Minimum überall ſehr
niedrig geſetzt wird , ſo wie durch gehörige Abſtufungen
bei den einzelnen Verbrechen und durch Angabe ſpezieller
Milderungsgründe dem Bedürfniſſe weit beſſer abgeholfen
werden könnte . Auch war es nothwendig 1 ) die Gerichte

zu ermächtigen ( §. 130 ) , in allen Fällen die geſetzliche
Strafe zu mildern , wo Zuſtände im verminderten Grade

vorhanden ſind , welche in ihrer höchſten Wirkſamkeit die

Zurechnung ausſchließen , z. B . wegen eines geringeren
Grades von Blödſinn , oder Trunkenheit . 2 ) Als allgemeiner

Milderungsgrund mußte auch ( S. 72 , 73 , 74 ) das jugendliche
Alter in der Art zugelaſſen werden , daß bei Minderjährigen
vor dem zurückgelegten ſechszehnten Jahre eine geminderte
Strafe eintrete , und bei Perſonen , die das ſechszehnte
Lebensjahr erreicht aber das achtzehnte noch nicht zurück⸗

gelegt haben , die Todesſtrafe ganz ausgeſchloſſen würde .

3 ) Bei der Strafdrohung überhaupt mußte es Grundſatz
ſeyn , als Regel nur relativ unbeſtimmte Strafgeſetze zu

geben , ſo daß ein Minimum und Maximum geſetzt iſt .
Der Raum zwiſchen beiden Gränzen muß ſo weit ſeyn ,
daß die Richter in den Stand geſetzt werden , genau die

Verſchuldung des einzelnen Falles abzuwägen und dar⸗

nach die verdiente Strafe auszuſprechen . Insbeſondere muß
das Minimum niedrig ſeyn , weil bei der unendlichen

Vielgeſtaltigkeit der Fälle die Verſchuldung oft ſehr ge⸗

ring , und darnach auch nur eine ſehr geringe Strafe
verdient iſt . Je mehr der Geſetzgeber nach der Beſchaffen⸗

heit des Verbrechens , wegen der Verſchiedenartigkeit der

Motive , eine große Summe von Combinationen der Ver⸗
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ſchuldung ſich als möglich vorſtellen kaun , deſto weiter

muß der Raum zwiſchen Minimum und Maximum geſetzt

werden ; daher werden häufig nur überhaupt Arbeitshaus ,

nach dem voraus geſetzlich beſtimmten Minimum und Maxi⸗

mum ( von ſechs Monaten bis ſechs Jahren ) , in einigen

Faͤllen ſelbſt Arbeitshaus und Zuchthaus neben einander

( das letzte mit einem ſpeziellen Maximum ) , gedroht werden

müſſen, letzteres insbeſondere wo ſehr viele denkbare Abſtufun⸗

gen anzunehmen ſind . 4 ) In Bezug auf dieſe Abſtufungen
entſcheidet die Forderung : überall wo ſich verſchiedene Stufen

des nämlichen Verbrechens beſtimmt und ſcharf ihrer Größe

nadh aus drücken laſſen , z. B . bei der Körperverletzung , bei

dem Diebſtahl , auch dieſe Abſtufungen im Geſetze zu machen

und jeder Stufe die beſondere Strafe zu drohen , jedoch ſo , daß

aus den ſchon oben bei der Entwickelung des Strafſyſtems

angegebenen Gründen das Minimum der höheren Stufe

tiefer geſetzt wird , als das Maximum der niedern , weil

die einzelnen Gradationen oft in einander fließen . Wo

dieſe Begränzung nach einzelnen Abſtufungen nicht wohl mög⸗

lich iſt , weil unendlich viele Gradationen vorkommen , die ſich

nicht leicht erſchöpfen laſſen , erſcheint dagegen die Aufſtellung

ſolcher Gradbeſtimmungen unzweckmäßig , weil ſie den Rich⸗

ter leicht irre leiten können , z. B . bei den Gehülfen ( §. 116 ) .

5 ) Die Bezeichnung der allgemeinen Gründe der Ausmeſſung

der relativ unbeſtimmten Strafgeſetze § . 140 —442 ) , ſchien

nothwendig , um dem Richter noch klarer den Willen des

Geſetzgebers zu zeigen , und ihm eine Anweiſung zu geben ,

wie er dem vom Geſetze gebilligten Prinzipe gemäß die

Größe der Verſchuldung ausmeſſen und darnach Strafen

anwenden ſoll . Durch dieſe Aufſtellung der allgemeinen

Strafausmeſſungsgründe wurde auch die Nothwendigkeit

vermieden , bei den einzelnen Verbrechen häufig beſondere

Strafminderungs - oder Erhöhungsgründe anzugeben . Nur

dürfen die in den § § . 141 , 142 aufgeſtellten Rückſichten
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nicht als ausſchließend und erſchöpfend betrachtet werden ,
daher durch den Ausdruck : insbeſondere , die Richter
angewieſen ſind , jenen Rückſichten nur als Andeutungen
gu folgen . Auh durfte man hoffen , die Richter würden

da , wo ein Minimum und Marimum gedroht ift , niht
das Medium dieſer Strafgrößen als das gewöhnliche und

regelmäßige betrachten , wodurch unverkennbar die Strafe

gegen den Willen des Geſetzgebers oft zu hart ausfalen müfte :
Man durfte vielmehr erwarten , daß ſie die bei ſorgfältiger
Prüfung wohl zu erforſchenden Rückſichten der Schäͤdlichkeit
und Gefährlichkeit der Handlung , ſo wie der Böͤsartig⸗
keit und Stärke des Willens im einzelnen Falle

genau erwägen und darnach die Strafe , im Zweifel daher —
wo es an Straferhöhungsgründen fehlt — näher dem ge⸗

ſetzlichen Minimum ausmeſſen würden . 6 ) Wichtig iſt es

auch , die Strafdrohungen haͤufig nur fakultativ für den

Richter zu geben ( was durch den Ausdruck: kann, ange⸗
deutet wird ) , ſo daß er nur dann von der Ermächtigung zur

Anwendung einer höhern oder einer geringern Strafe Ge⸗

brauch machen fol , wenn er fih , nadh Erwägung der Um -

fände des einzelnen Falles , davon überzeugt , daß die Ge⸗

rechtigkeit dieſe höhere oder geringere Strafe fordert . 7 ) Die

Nachtheile einer zu ſcharf begränzten Strafdrohung glaubt
man dadurch zu beſeitigen , daß der Richter ermächtiget wird ,

wegen einer beſtimmten Beſchaffenheit der That oder der Schuld
des Verbrechers von der aufgeſtellten allgemeinen Regel abzu⸗
gehen . So bedurfte es auch im §. 108 der Ermächtigung für
den Richter , von der Regel , daß bei einem Komplott jeder

Theilnehmer deſſelben von der auf das Verbrechen geſetzten

Strafe getroffen werden fol ( g. 4106 ) , dann eine Mug -

nahme zu machen , wenn im einzelnen Falle ſich ergiebt ,

daß der Einfluß auf den gemeinſchaftlichen verbrecheriſchen

Entſchluß , und die Mitwirkung eines einzelnen Theilnehmers
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der Verbindung nur geking geweſen iſt . Hierher gehört

ferner Die Ermächtigung ( im §. 118 ) , abweichendvon der

Regel , wornach der Gehülfe geringer als der Urheber be⸗

ſtraft wird ( 5. 446 ) , gegen den Gehülfen die vole Strafe

des begangenen Verbrechens eintreten zu laſſen , wenn er

bei der Ausführung des Verbrechens einen ſolchen Bei⸗

ſtand geleiſtet hat , ohne welchen der Andere das Verbrechen

nicht hätte vollbringen können . Durch dieſe Vorſchrift wurde

die Aufſtellung des in manchen Geſetzbüchern vorkommenden ,

den Richter leicht irre leitenden Begriffs von Miturhebern

überflüſſig gemacht . Auf aͤhnliche Art bedarf es auch in Bezug

auf einzelne Verbrechen gewiſſer Ermächtigungen für den

Richter , eine geringere Strafe da anzunehmen , wo durch
beſondere ( im Geſetze bezeichnete ) Verhältniſſe die Verſchul⸗

dung bedeutend gemindert wird , z. B . bei dem Todſchlage ,

wenn der Todſchläger durch ſchwere Beleidigungen gereizt

war , bei der Toͤdtung , wenn ſie unter gewiſſen Umſtänden
an einem Einwilligenden verübt worden iſt . — 8 ) Beſondere

Vorſchriften mußten für den Fall gegeben werden , wo mehrere

Verbrechen derſelben Perſon als Gegenſtand des nämlichen

Strafurtheils zuſammentreffen , ohne daß der Fall des fort⸗

geſetzten Verbrechens , oder der ſogenannten idealen Con⸗

currenz vorhanden iſt . Der Grundſatz , daß ſämmtliche ver⸗

wirkte Strafen aller verübten Verbrechen neben einander

erkannt und vollzogen werden ſollen , konnte nicht gebilligt

werden , da es einleuchtet , daß eine ununterbrochene Er⸗

duldung aller wegen der verſchiedenen Verbrechen verwirkten

Strafen ein intenſiv härteres Uebel begründen würde , als

dann zu erdulden iſt , wo die Uebel in verſchiedenen Zeit⸗

theilen mit Unterbrechung zu leiden ſind . Ohnehin werden

auch die Geſetzgebungen , welche dieſem Grundſatze hul⸗

digen , zu vielfachen Ausnahmen genöthigt . Eben ſo wenig

aber konnte man den Grundſatz ausſprechen , daß nur : die
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Strafe des ſchwerſten Verbrechens allein anzuwenden ſel ,

weil dadurch der Verbrecher , der z. B. ſchon ein mit Zucht⸗

haus bedrohtes Verbrechen verübte , ſicher wäre , daß er

wegen aller mit Arbeitshaus bedrohten Verbrechen keine

Strafe zu leiden hätte , und dieß eben ſo ſehr den Forde⸗

rungen der öffentlichen Sicherheit , als denen der Gerechtig⸗
keit zuwiderlaufen würde . Der Entwurf kam deßhalb zu

nachſtehendem Syſtem . a ) Wenn auch im Allgemeinen die

Gerechtigkeit fordert , daß Jeder wegen der verſchiedenen

von ihm verübten Verbrechen Strafe erleide , ſo iſt es

doch unpaſſend , verſchiedene Freiheitsſtrafen , z. B. Gefäng⸗
niß , Arbeitshaus , Zuchthaus , neben einander zu erkennen ,
wo dann der Verurtheilte zuerſt in das Gefängniß , nach

überſtandener Gefängnißſtrafe in das Arbeitshaus u. ſ. w. ge⸗

bracht werden müßte ; ſchon die Rückſicht auf die Nachtheile

des dadurch nothwendigen Herumſchleppens in den verſchie⸗

denen Strafanſtalten des Landes ſpricht dagegen . Am rich⸗

tigſten wird man die geringeren Strafarten unter Verkürzung

ihrer Dauer in die höchſte der verwirkten Strafarten ver⸗

wandeln und ſämmtliche Freiheitsſtrafen dann nur in einer

Strafanſtalt abbüßen laſſen . Darnach mußte das Verhältniß

der verſchiedenen Strafarten zu einander ( . 136 ) berückſichtigt
werden ; einjähriges Arbeitshaus ſteht ſechsmonatlichem

Zuchthauſe , und einjähriges Gefängniß dem ſechsmonat⸗

lichen Arbeitshauſe gleich . Sind daher mehrere Verbrechen

verübt , von welchen einige Gefängniß , andere Arbeitshaus ,

und andere endlich Zuchthaus nach ſich ziehen , ſo wird nur

Zuchthaus erkannt G. 146 ) und die verwirkten Gefängniß⸗
und Arbeitshaus⸗Strafen werden in Zuchthaus verwandelt .

b ) Iſt die Strafe des ſchwerſten Verbrechens ausgemittelt ,
ſo iſt zwar wegen der übrigen Verbrechen gleichfalls

Strafe zu erkennen ; allein die Geſammtſumme aller ver⸗

wirkten Strafen kann hier wegen der oben bemerkten Forde⸗

rung der Gerechtigkeit nicht erkannt werden ; es ſoll vielmehr

—

———————
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ſtatt aller verwirkten Strafen nur eine angemeſſene Erhöhung
der ſchwerſten Strafe eintreten ; wie weit dieſe Erhöhung
gehen barf , mufte gefeglih beftimmt werden (S. 444 ) ; nur

höchſtens zwei Drittel der Strafen der geringern Verbrechen
kommen hierbei in Betracht , z. B . ſtatt ſechs Jahre Arbeits⸗

haus nur vier . ( ) Der Uebergang zu einer höheren Straf⸗
art wegen der Zuſammenrechnung war nicht leicht zu

geſtatten , da , wenn z. B . auch ſechs Verbrechen zuſam⸗

mentreffen , von welchen jedes nur Arbeitshaus nach ſich
zieht , nur ſechs bürgerlich zu beſtrafende Verbrechen

vorliegen , und die Natur derſelben durch ihre zufällige
Concurrenz nicht verändert werden ſoll . Das Geſetz durfte
aber nicht ſo weit gehen , auszuſprechen , daß gar nie zu
der höhern Strafart übergegangen werden könne , weil

ſonſt , wenn z. B . vier Verbrechen verübt ſind , von denen

jedes vier Jahre Arbeitshaus verdient , die Strafe , ſobald
nur das Maximum der Arbeitshausſtrafe ( ſechs Jahre )
erkannt werden dürfte , zu niedrig ausfallen und die For⸗

derungen der Gerechtigkeit verletzen würde . Da jede

Strafart in einem weiten Umfang (3. B . Arbeitshaus
von ſechs Monaten bis zu ſechs Jahren ) gedroht iſt , der

Richter daher hinreichend Raum hat , um innerhalb der

nämlichen Strafart die Strafen zuzumeſſen , ſo wird in

der Mehrzahl der Fälle der Uebergang zur höhern Straf⸗
art nicht nothwendig werden . Vorzüglich wird der Richter
auch bei Ausmeſſung der Strafen berückſichtigen , daß die

geſetzliche Befugniß , die Freiheitsſtrafen mit Schärfungen
zu verbinden , ihm ein Mittel an die Hand gibt , durchzdie

Anwendung einer oder mehrerer Schärfungsarten die Straf⸗
dauer abzukürzen , und dadurch den Uebergang zur höhern
Strafart zu vermeiden . Die Zuläßigkeit dieſes Uebergangs
mußte fuͤrdie Faͤlle, wo er nothwendig iſt , in der Art beſchränkt
werden ( 9. 147 ) , daf er nur dann ftattfinden darf , wenn ſchon
die Strafe des ſchwerſten Verbrechens das höchſte Maaß der

5
6
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darauf geſetzten Strafart 83. B. bei Arbeitshaus ſechs Jahre )

erreicht , oder dieſem ſo nahe kommt , daß daſſelbe durch den

Zuſatz eines Drittels der uͤbrigen verwirkten Strafe überſchritten

würde ; wo dagegen die außer der ſchwerſten Strafe verwirkte
Strafe nur unbedeutend iſt G3. B. wenn ſchon die ſchwerſte

Strafe fünf Jahre Arbeitshaus beträgt und durch die übrigen

Verbrechen noch zwei Jahre Arbeitshaus verwirkt wären ) ,

geſtattet der Geſetzgeber — im Intereſſe der Beſchränkung

jenes Uebergangs — nicht , zum Zuchthaus überzugehen ,

ſondern läßt dann nur ſechsjähriges Arbeitshaus erkennen .

Für den Fall , wo das geſetzlich höchſte Maaß der Zucht⸗

hausſtrafe ( zwanzig Jahre ) durch Hinzurechnen anderer

Strafen zur ſchwerſten überſchritten werden müßte , z. B .

wenn das ſchwerſte Verbrechen ſchon achtzehn Jahre Zucht⸗

haus nach ſich zieht , und noch drei Verbrechen verübt ſind ,

von welchen jedes ſechsjähriges Zuchthaus nach ſich ziehen

würde , mußte geſtattet werden ( §. 150 ) , die Zuchthausſtrafe

ausnahmsweiſe bis zu 30 Jahren zu erkennen . Der Richter

wird daher auch in ſolchen Fällen nie berechtigt ſeyn ,

lebenslängliche Strafe auszuſprechen . Für den Fall endlich ,

wo Todes - oder lebenslängliche Zuchthausſtrafe ſchon ver⸗

wirkt iſt , mußte es unſtatthaft erſcheinen , daß wegen anderer

verwirkten Strafen noch Zuſätze erkannt würden C . 1510 ;

Freiheitsſtrafen mußten natürlich als unanwendbar von ſelbſt

wegfallen ; Geldſtrafen erſchienen aber im Verhältniß zu

der ſchon verwirkten höchſten Strafe ſo unbedeutend , daß

ihre Erkennung neben den zwei genannten ſchwerſten Strafen

alle Rückſichten der Schicklichkeit verletzt hätte . Daß da , wo

die ſchwerſte Strafe Zuchthaus iſt , die nur mit Amtsge⸗

fängniß bedrohten Verbrechen gar nicht in Berechnung fom -

men , brauchte im Geſetze nicht geſagt zu werden , weil die

Verwandlung des Amtsgefängniſſes in Zuchthaus nach der

im §. 136 gegebenen Vorſchrift nicht gedenkbar ift , und

bei der ohnehin eintretenden , vom Richter gehörig ausge⸗

——ůů——ꝛ—
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meſſenen Zuchthausſtrafe das geringe , nur mit Amtsge⸗

fängniß bedrohte Verbrechen , keiner eigenen Beſtrafung

bedarf .

V.

Von der Verjährung in Strafſachen .

Der Entwurf hat eine doppelte Art von Verjährung in

Strafſachen angenommen , nämlich

4) die Verjährung der gerichtlichen Verfol⸗

gung der Verbrechen , in ſo fern dieſe nicht innerhalb der

durch das Geſetz für die Verjährung beſtimmten Frrſten ſtatt

findet ; ſodann

2 ) die Verjährung der erkannten Strafen ſelbſt ,
wenn das Strafurtheil innerhalb der für dieſe Verjährung

angeordneten längern Friſten unvollzogen geblieben iſt .

Es wird nur weniger Bemerkungen bedürfen , um- die

Gründe , auf denen die Beſtimmungen des Entwurfs be⸗

ruhen , klar zu machen .

Das Inſtitut der Verjährung , im Kreiſe des bürger⸗

lichen Rechts für die Ruhe der Geſellſchaft , und die

Sicherheit der Privatrechte des Einzelnen allgemein als

nothwendig erkannt , iſt es nicht minder in Strafſachen .

Die Güter , welche der Bürger vor den Schranken des Krimi⸗

nalgerichts zu vertheidigen hat , — Leben, Freiheit , Ehre , —

müſſen aus gleichen Gründen , wie jene Privatrechte , im

Ablauf gewiſſer längerer Zeiträume eine Sicherſtellung gegen

die Gefahren weiterer oder immer wiederkehrender Verfol⸗

gungen finden .
6 .
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